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Kindberg im Herbst RHI-Magnesita: 
Vor harten 
Jahren?

Die Fusion von RHI mit 
Magnesita zu einem 

Weltkonzern kann auch die 
Veitsch treffen. Die Zeitung 
Standard titelt: Es „stehen 
harte Jahre bevor“. 
Es geht um die Arbeits-
plätze, aber auch um den 
Einfluss der heimischen Be-
triebsräte. Im Verwaltungs-
rat mit elf Kapitalvertretern 
stellen die Österreicher 
lediglich einen Arbeitneh-
mervertreter. Die restlichen 
fünf kommen aus diversen 
Produktions standorten von 
Brasilien bis Italien, die je 
einen Sitz und Stimme ha-
ben.
Zumindest im ersten Jahr 
übersteigen die Fusionskos-
ten bei weitem die Einspa-
rungen.
Der steuerrechtliche Fir-
mensitz wird in die Nieder-
lande verlegt. Die Aktie soll 
künftig in London gehan-
delt werden.

Seit Monaten sind wir mit 
dem Thema „Umbau Stadt-
kern Kindberg“ befasst. 
Verschiedene Ideen gibt es 
genau so häufig wie unter-
schiedliche Meinungen. Soll 
auch so sein. 
Mittlerweile tauchte aber ein 
absolut skurriler Vorschlag 
auf. Im Bereich Zunftbaum 
soll eine Rampe errichtet 
werden um eine Zufahrt zu 
einzelnen Geschäften zu 
ermöglichen. Ich finde, dass 
dieser Vorschlag nicht nur 
das ganze Kindberger Zen-
trum „verschandelt“ sondern 
dabei auch ein wesentli-
cher Punkt missachtet wird: 
„Kindberg muss lieblich blei-
ben” Auch die SPÖ zeigt 
sich über diesen Vorschlag 
eines kleinen Teiles von an-
sässigen Gewerbetreiben-
den nicht erfreut. Die ÖVP 
und.die FPÖ äußerten sich 
noch nicht dazu. Aber werte 
Kindberg/innen machen sie 
sich selbst ein Bild (unten). 
Ich werde sie natürlich wei-
ter über den Umbau auf dem 
Laufenden halten. 

Das zweite Thema in Kind-
berg ist die Anzeige gegen 
die beiden Betriebsrats-
vorsitzenden der Voestal-
pine-Tubular durch die Ar-
beiterkammer. 
Betriebskaisertum ist ab-
zulehnen! Beide Funkti-
onäre verkörperten die-
se SP- Betriebspolitik, 
oppositionelle Kräfte kaum 
aufkommen zu lassen. 
Aber – und das ist die Hal-
tung in einem Rechtsstaat: 
So lange Schuld bzw. Fehl-
verhalten nicht bewiesen 
sind, so lange gilt die Un-
schuldsvermutung. 
Ich gehe in meiner Über-
zeugung sogar noch einen 
Schritt weiter und sage: 
Jede Partei und jeder Funk-
tionär der aus einer solchen 
(unausgestandener) Sache 
Kapital schlagen will hat für 
mich nicht nur viel zu weit 
über das Ziel hinweg ge-
schossen, sondern Respekt 
und Ansehen verspielt Es 
geht gerade in der Kommu-
nalpolitik um Menschen die 
sich bereit erklären für An-

dere in der Gemeinde was 
zu tun und nicht um andere 
ohne Urteil zu kriminalisie-
ren. Wenn politisches Klein-
geld auf Kosten des/r Ein-
zelnen geht, hört sich alles 
auf. 
Es kann doch nicht sein, 
dass ein(e) Gemeindefunk-
tionär/in nach jeder Aktion 
mit einem Fuß im Gefängnis 
sitzt. Irgendwann sind wir 
soweit, dass sich niemand 
mehr für diese Tätigkeit fin-
det.
Ihr Gemeinderat Gernot 
Omerovic



So will die KPÖ auf den Tisch hauen!
NATIONALRATSWAHL 2017: LISTE 7 - KPÖ FÜR LEISTBARES WOHNEN

Wohnen darf nicht arm 
machen. Überhöhte 
Politikergehälter kürzen! 
Wir haben mit der 
steirischen KPÖ-
Spitzenkandidatin bei 
der Nationalratswahl 
gesprochen.

Die KPÖ steht bei der Natio-
nalratswahl am 15. Oktober 
wieder auf dem Stimmzettel. 
Wieso?
Claudia Klimt-Weithaler: 
Ganz einfach. Weil es eine 
grundsätzliche Alternative 
braucht. Vor den Wahlen ver-
sprechen immer alle allen alles. 
Nach dem Wahltag ist das ganz 
schnell wieder vergessen. Eine 
Stimme für die etablierten Par-
teien ist eine verlorene Stimme. 
Sie haben den Bezug zu den 
einfachen Menschen längst 
verloren und führen täglich 
vor Augen, wie abgehoben die 
Politik geworden ist.

Parallel zum Wahlkampf 
sammeln Sie auch Unter-
schriften. Es geht wieder ein-
mal um leistbares Wohnen. 
Was wollen Sie erreichen?
Klimt-Weithaler: Seit Jahren 
verspricht die Bundesregie-
rung, Maßnahmen zu setzen, 
die das Wohnen leistbarer ma-
chen, bisher ist nichts passiert. 

Das muss sich ändern! Denn 
immer mehr Menschen können 
sich das Wohnen kaum noch 
leisten. Um diese Entwicklung 
zu stoppen, fordern wir zum 
Beispiel fixe Mietzinsober-
grenzen oder die Abschaffung 
der Maklerprovision für Mieter 
und Mieterinnen.

Die KPÖ plakatiert auch, 
dass sie die Politikerbezüge 
kürzen will. Warum?
Klimt-Weithaler: Weil Politi-
ker mit abgehobenen Bezügen 
abgehobene Politik machen. 
Sie wissen nicht mehr, wie es 
den einfachen Menschen geht. 
Die KPÖ geht da einen anderen 
Weg. Einen Großteil unserer 
Einkommen verwenden wir für 
Menschen, die in eine Notlage 
geraten sind.

Budget lässt sich damit aber 
keines sanieren…
Klimt-Weithaler: Das viel-
leicht nicht. Aber die Politik 
redet immer vom Sparen, will 
es aber zuallerletzt bei sich 
selbst tun. Wir gehören nicht 
zu denen, die Wasser predigen 
und Wein trinken. Seit ich im 
Landtag bin, sind schon fast 
400.000 Euro aus meinem Ge-
halt in den KPÖ-Sozialfonds 
geflossen. Da sieht man schon, 
dass die Summen nicht so klein 
sind, die Politiker verdienen. 

Stichwort Arbeitslosigkeit. 
Welche Rezepte hat da die 
KPÖ? 
Klimt-Weithaler: Hier braucht 
es einen grundsätzlichen Rich-
tungswechsel. Auf der einen 
Seite wächst die Zahl der Lang-
zeitarbeitslosen ständig, und die 
Menschen verzweifeln und wer-
den krank, weil sie keine Arbeit 
finden können. Auf der anderen 
Seite müssen viele noch und 
noch Überstunden machen und 
werden auch krank, weil sie bis 
zum Umfallen arbeiten. Die 
KPÖ setzt sich für eine Arbeits-
zeitverkürzung auf 30 Wochen-
stunden bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich ein.

Aber die Vollzeit-Jobs werden 
ja auch immer weniger. 
Klimt-Weithaler: Das stimmt. 
Immer mehr Menschen, vor 
allem Frauen, sind gezwungen, 
Teilzeit zu arbeiten oder sind 
überhaupt prekär beschäftigt. 
Das ist aber kein Naturgesetz. 
Hier müssen klare Regelungen 
her, um diesen Wildwuchs ein-

zudämmen. Auch die Leiharbeit 
muss zurückgedrängt werden. 
Die Menschen brauchen Ar-
beitsplatzsicherheit und ein 
solides Einkommen.

Wahlentscheidend, sagen die 
Statistiken, werden auch die-
ses Mal wieder die Frauen 
sein. Welches Angebot hat die 
KPÖ für sie?
Klimt-Weithaler: Es braucht 
keine Lippenbekenntnisse, son-
dern ganz konkrete Verbes-
serungen: Frauen, die Kinder 
großgezogen haben, dürfen im 
Pensionssystem nicht länger be-
nachteiligt werden. Es braucht 
kostenlose und gute Kinder-
betreuung. Väterkarenz muss 
selbstverständlich – und nicht 
von der Erlaubnis des Arbeit-
gebers abhängig sein. Und dass 
Frauen immer noch weniger 
verdienen als ihre männlichen 
Kollegen, sollte schon längst der 
Geschichte angehören. 

Viele werden aber wohl auch 
dieses Mal „taktisch wählen“.
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Die Teuerung bei den Wohnkosten ist höher als in anderen Be-
reichen. Dazu kommen bei einer Neuanmietung noch Miet-„Ne-
benkosten”: Maklerprovision, Kaution, Steuern
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Tausende Menschen haben die

Petition „Weg mit der Maklerpro-

vision für Mieter“ unterschrieben.

Vizebürgermeisterin Elke Kahr und

Gemeinderat Manfred Eber bei 

der Übergabe der Unterschriften

an Nationalratspräsidentin Doris

Bures in Wien.

Mietobergrenzen
 l Einheitliche, niedrigere Obergrenzen für Mieten

 l Keine Befristung von Mietverträgen

 l Herausnahme der Grundsteuer  aus den Betriebs-

kosten
 l Abschaffung der Vergebührung von Mietverträgen

 l Ausweitung des Anwendungsbereiches und Verein-

fachung des Mietrechtsgesetzes

Abschaffung der 

Maklerprovision für Mieter

Makler werden im Regelfall vom Vermieter beauftragt, 

müssen aber vom Mieter bezahlt werden. Länder wie 

Deutschland, Irland, Großbritannien, Norwegen, Hol-

land oder die Schweiz haben diese Ungerechtigkeit er-

kannt und gehandelt: 

Den Makler zahlt der, der ihn beauftragt!

Abschaffung der 

Vergebührungspflicht von 

Mietverträgen:

Die Wohnungseinstiegskosten stellen für viel Menschen 

ein kaum zu überwindendes Hindernis dar. Deshalb soll 

die Vergebührung von Mietverträgen ersatzlos gestri-

chen werden.

Keine Privatisierung 

öffentlichen Wohnraums

 l Kein Verkauf von Gemeinde- und Landeswohnungen

 l Kein Aufweichen der Gemeinnützigkeit durch hö-

here Gewinnausschüttungen an Investoren.

Private Investoren und Spekulanten wollen möglichst 

hohe Profite erzielen. Die Zeche zahlen die Mieterinnen 

und Mieter mit kaum noch leistbaren Mieten. Daher ist 

die öffentliche Hand gefordert, selbst Wohnungen zu er-

ichten, um leistbaren Wohnraum zur Verfügung stellen 

zu können. Bestehender öffentlicher Wohnraum ist zu 

erhalten und nicht auf den sogenannten freien Markt zu 

werfen.  Die Verscherbelung der 60.000 BUWOG-Woh-

nungen unter Ex-Finanzminister Grasser zeigt, dass viele, 

nur nicht die Mieter davon profitiert haben. 

Ausbau des kommunalen 

Wohnbaus
 l Öffentlicher Wohnbau sichert dauerhaft leistbares 

Wohnen, deshalb braucht es mehr Gemeindewoh-

nungen

Ein Prozent vom Monatsbruttogehalt zahlt jede(r) un-

selbständig Erwerbstätige in den Wohnbauförderungs-

topf. Ursprünglich wurde dieses Geld zur Gänze in den 

Wohnbau zu investiert. Derzeit wird es für andere Zwe-

cke, wie beispielsweise das Stopfen von Budgetlöchern, 

Bankenrettungen oder Spekulationsgeschäfte ausgege-

ben. Das muss ein Ende haben! Daher fordern wir die 

Wiedereinführung der Zweckbindung der Wohnbauför-

derungsmittel mit Schwerpunkt auf den sozialen Wohn-

bau.

Um Wohnen leistbarer zu machen, braucht es weiters:

 l einen Kautionsfonds nach Grazer Vorbild,

 l die Sicherung und Ausweitung der Wohnbeihilfen,

 l einen Gebührenstopp für Müll und Kanal

 l Meldepflicht für leerstehende Wohnungen

 l Leerstandsabgabe

 l Sicherung von ausreichend Grundstücken für den 

sozialen Wohnbau

Wohnen darf nicht arm machen.

Immer mehr Menschen können sich das Wohnen nicht mehr leisten ohne eine selbst sehr 

bescheidene Lebensführung zu gefährden. Um diese Entwicklung zu stoppen braucht es: 

Medieninhaber, Herausgeber, Hersteller:  

KPÖ Graz, Lagergasse 98a, A-8020 Graz  

Verlags- und Herstellungsort: Graz

plus

So viel verdienen österreichische Politiker
jeweils 14mal / Jahr – brutto:

Christian KERN (SPÖ): 21.889 €

Sebastian KURZ (ÖVP): 17.512 €

Heinz C. STRACHE (FPÖ): 14.885 €

Matthias STROLZ (NEOS): 14.885 €

Peter PILZ: (EX-GRÜNE) 8.756 €

Ulrike LUNACEK (GRÜNE): 8.756 €

KPÖ-Spitzenkandidatin 
LAbg. Claudia Klimt-Weithaler 

im Gespräch mit dem 
ORF Steiermark: 

„Ich will ein Zeichen setzen, und 
egal was daraus wird, ob wir jetzt 
in den Nationalrat einziehen oder 
später, unsere Arbeit im Interesse 
der Menschen wird weitergehen. 

Wir werden konsequent bleiben, 
wir werden ehrlich bleiben und wir 

werden sozial bleiben und das ist 
für die Menschen, glaube ich, das 

Wichtigste.“

Alle reden von Kurz, Kern 
und Pilz. Niemand redet 

mehr von leistbarem Wohnen 
oder den überbordenden Politi-
kerprivilegien. Eine Stimme für 
die etablierten Parteien ist eine 
verlorene Stimme. Sie haben 
den Bezug zu den einfachen 
Menschen längst verloren und 
führen täglich vor Augen, wie 
abgehoben die Politik gewor-
den ist. 
Die KPÖ erhebt ihre Stimme für 
die Vielen, denen wenig bleibt. 
Sie setzt sich glaubwürdig für 
leistbares Wohnen und ein Ein-
kommen zum Auskommen ein. 
Es kommt auf Ihre Stimme an!

Für die Vielen, denen 
wenig bleibt

Klimt-Weithaler: Taktisch zu 
wählen ist noch jedes Mal nach 
hinten losgegangen. 
Freunde von mir haben zu-
letzt Voves gewählt, um einen 
schwarzen Landeshauptmann 
zu verhindern. Bekommen 
haben sie Schützenhöfer. Wenn 
alle so wählen würden, wie 
sie politisch denken, hätten 
viele Verschlechterungen keine 
Mehrheiten gefunden. Anderer-
seits hat sich auch gezeigt, dass 
die KPÖ viele Verbesserungen 
erreichen kann. Etwa die Ab-
schaff ung des Pfl egeregresses 
oder die vielen Verbesserungen 
beim Wohnen in Graz. 

Und deswegen sollte man KPÖ 
wählen? Was kann denn die 
KPÖ tatsächlich verändern?
Klimt-Weithaler: Genau. In 
den letzten Wochen haben 
sich viele auf wahlkabine.at 
informiert, wie ihre eigenen An-
sichten mit den Programmen 
der Parteien übereinstimmen. 
Nicht wenige waren erstaunt, 
dass ihre Werte und Haltungen 
am ehesten von der KPÖ vertre-
ten werden. 
Wenn jetzt auch nur die Hälfte 
von ihnen wirklich so wählen 
würde, wie es ihren Interessen 
entspricht, dann gäbe es im Par-
lament eine Partei, die wirklich 
ihre Interessen vertritt.
Ein interessanter Gedanke, 
oder?

..furchtet
euch 
nicht!

Die KPÖ-Landtagsabgeord-
neten Claudia Klimt-Weit-

haler und Werner Murgg treten 
– so wie die Grazer KPÖ-Stadt-
räte Elke Kahr, Robert Krot-
zer und Ernest Kaltenegger 
glaubwürdig gegen Privilegien 
auf. Mit dem Großteil ihres 

Einkommens aus politischen 
Ämtern unterstützt sie Men-
schen in Notlagen. „Helfen 
statt reden” ist das Motto. 
396.038,85 Euro ihres Gehalts 
hat Claudia Klimt-Weithaler in 
den letzten 12 Jahren für soziale 
Zwecke verwendet.

Runter mit den Polit-Gehältern!



 Aus dem Gemeinderat     Nationalratswahl
Sankt Barbara (Sitzung vom 27. 9. 2017)

Neuer Spielplatz für Mitterdorf
In Mitterdorf soll ein neuer Kinderspielplatz errichtet 
werden. Das Grundstück gehört der Gemeinde. Die SPÖ- 
nahe Organisation „Fratz Graz“ ist beauftragt worden, 
diesen Spielplatz gemeinsam mit Kindern zu gestalten. 
KPÖ-Sprecherin Bahar Polat findet das für eine gute Idee 
und hat eine zusätzliche Anregung: „Damit unseren Kin-
dern der Umweltgedanke auf spielerische Weise nahege-
bracht werden kann, könnte man zum Beispiel Spielgeräte 
anschaffen die auf einfache und ansehnliche Weise Strom 
produzieren.”

MitmachitektInnen
Der Gemeinderat greift die Initiative MitmachitektInnen 
eines Beteiligungsprojektes von 15 Jugendlichen mit ih-
rem Sprecher Michael Auer 
in der Gemeinde St. Bar-
bara auf und wird künftig 
einmal monatlich einen Ju-
gendrat gemeinsam mit Ge-
meinderäten durchführen. 
Wir finden das als gute Idee 
und hoffen, dass sich aus 
dem Projekt zukunftswei-
sendes ergibt.

Aus der Region für die Region 
Die Kandidaten der KPÖ Mürztal Mitte
Mario Zver aus Kindberg: „Ich 
bin Maler und Anstreicher. Mir geht 
es darum, dass wir Arbeiter endlich 
von unserem Lohn anständig leben 
können. Wir brauchen ein größeres 
Stück vom Kuchen. Außerdem muss 
endlich etwas gegen die hohe Wohn-
kosten unternommen werden“.

Bahar Polat aus Wartberg kandi-
diert für die KPÖ: „Ich bin Metall-
facharbeiterin und kann aus gesund-
heitlichen Gründen diesen Beruf nicht 
mehr ausüben. Derzeit warte ich auf 
eine Umschulung. Ich weiß, wie es 
Frauen in unserer Region geht. Für 
mich sind daher ihre Anliegen, die 
Rechte der Kinder und die Umwelt 
sehr wichtig“.

Gernot Omerovic aus Kindberg: 
„Ich kandidiere für die KPÖ weil sie 
eine glaubwürdige Partei ist. Sie sagt 
für was und für wen sie steht: Für 
jenen Teil der Bevölkerung, der mit 
Arbeit sein Geld verdienen muss. Die 
KPÖ beteiligt sich weder an Schlamm-
schlachten und schon gar nicht an 
verachtender Menschenhetze“.

KPÖ-Bundeskandidatin Flora Petrik:
„Ich denke, wir können sehr viel von der KPÖ Steiermark 
lernen, der es gelungen ist, mit dem Thema »Leistbares 
Wohnen« Veränderungen im Leben der Menschen zu 
erreichen. Die Steirer machen Politik, die wirkt – auch weil 
sie mit den Menschen reden und vor Ort aktiv sind. Es geht 
dabei etwa darum, dass Politiker nicht abgehoben sein dürfen. 
Wir fordern 
deshalb auch 
die Senkung 
der Politiker-
gehälter auf 
2.300 Euro. 
Die prakti-
z ieren die 
Abgeordne-
ten der KPÖ 
Steiermark 
s e i t  J a h -
ren bei sich 
selbst , das 
f inden wir 
vorbildlich.“

Bild: Flora 
Petrik und  

Ernest  
Kaltenegger

Jana Lamprecht, Michael Auer

Do. 26. Okt. 2017 – Beginn 9:30h

Gewerkschaftlicher LINKSBLOCK

ZVP 
Zentralverband
der Pensionisten

Begrüßung: Jürgen Klösch (KPÖ-Gemeinderat)

Festansprache: Fiona Kaiser

12: Uhr Mittagessen
Kulturprogramm mit BigBand  des

 Eisenbahner-Musikverein Bruck

www.kpoe-steiermark.at

Festveranstaltung der KPÖ 
         zum Neutralitätsfeiertag

in Bruck/Mur –  Eduard Schwarz Haus des ÖGB
Schillerstrasse 22, 8600 Bruck-Mur

Anmeldungen und Information Tel. 0660 3254433 
oder 0699 19237539 

KINDERPROGRAMM 

Neutralität

für immer!


